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Führende Gedanken 


Das System der Konkurrenz und das 
Genossenschaftswesen. 


Ungleichheit der Eigenschaften des Charakters 
und der Umstände müssen unabweislich Ungleich- 
heiten in der Rangstellung und bei der Arbeitsteilung 
hervorrufen, und gerade hieraus resultiert der Ur- 
sprung der Künste und Wissenschaften und die 
schliessliche Erhebung und das Glück des ganzen 
(ieschlechts. Wäre das ganze Menschengeschlecht 
in seinen Gliedern immer vollkommen gleich gewe- 
sen, so würde es in Unwissenheit und in Unkultur 
befangen geblieben sein. Schon die Art und Weise, 
in welcher menschliche Wesen in die Welt eintreten, 
das Verhältnis von Alt und Jung, von Eltern und Kin- 
dern zerstört sofort alle Spuren der Gleichheit. Die 
einfache, aber wichtige Tatsache, dass Wissen er- 
worben werden muss und nicht anzeboren 
ist, dass sie mit unserem Wachstum zunehmen: diese 
einfache Tatsache lässt uns sofort zwei grosse Wahr- 
heiten erkennen, nämlich: dass Rang und Stellung 
der Menschen zueinander ungleich sind, und dass der 
Mensch in seiner Entwicklung fortschreitet.... 

Die Welt der Geister, der intellektuellen Kräfte, 
der seelischen Verfeinerung und sittlichen Vervoll- 
kommnung würde sich niemals dem Menschen ohne 
die Ungleichheit in der sozialen Stellung und ohne 
das individualistische Wirtschaftssystem aufgetan 
haben. 

Wenn wir im Vorstehenden die Notwendigkeit 
des individualistischen Systems für den Fortschritt 
der Menschheit in ihrer Kindheit nachgewiesen ha- 
ben, so möchten wir doch noch bemerken, dass, 
wenn Leute geren seine Unvollkommenheiten und 
Uebel Protest erheben wollen, sie sich selbst für alle 
seine Misstände anzuklagen haben. Jeder Mensch, 
der in die Welt eintritt, hat noch nichts für die Ge- 
sellschaft geleistet, während diese schon sehr viel 
für ihn tun musste. Er ist genährt, gekleidet und er- 
zogen worden auf Kosten der Gesellschaft. Sie schul- 


det ihm nichts; die Verpflichtung ist ganz auf seiner 
Seite. Er kann nicht ein Kapital beanspruchen, das 
er nicht selbst produziert hat. Wenn er zu arbeiten 
fähig ist, so muss er es erst einige Zeit getan haben, 
bevor er die Ausgaben zurückbezahlen kann, die sein 
früherer Unterhalt verursacht hat. Wenn er sich 
ferner über die Bezahlung der Arbeit in Form von 
Lohn beklagt, weil er hierin nur einen Teil des 
Produkts anstatt des ganzen erhält, oder anders aus- 
gedrückt, wenn er dem individualistischen Wirt- 
schaftssystem das genossenschaftliche vorzieht, so 
steht es ihm durchaus frei, sich demselben anzu- 
schliessen. Kein Gesetz und keine Autorität hindert 
ihn daran. Wenn er sich dafür entscheidet, so kann 
er es verwirklichen; es bedarf nur des genos- 
senschaftlichen Geistes, um es erfolgreich 
zu machen. 
Dr. W. King. 
Aus: «The Co-operator», 1828—1830. 


Die Rabatiler als Vorkämpier für die Reinheit 


konsumsenossenschaillicher Betriebsmethoden. 
I. 


Sch. Am gleichen Tage, als wir im «Schweiz. 
Konsumverein» anhand eines Urteils des obersten 
deutschen Finanzgerichtshofs die entgegengesetzte 
Entwicklung. die die Konsumvereinsbesteuerung in 
Deutschland und in der Schweiz genommen hat, be- 
sprachen und auf die Konsequenzen hinwiesen, die 
das Derendinger Urteil des Bundesgerichts auf die 
Betriebsweise der schweizerischen Konsumvereine 
| ausüben könne, publizierte das «Schweizerische 

wirtschaftliche Volksblatt», das offizielle Organ des 
schweizerischen Rabattverbandes, einen Leitartikel, 
betitelt: «Die kantonale Besteuerung der Konsum- 
vereine», gezeichnet «Dr. E.». Aus konsumgenossen- 
schaftlichen Kreisen wird uns die Vermutung ge- 
äussert, dass der Verfasser ein engerer Landsmann 
des Dr. Beuttner sei, dass die Lorbeeren, die dieser 
in seinem Kampie gegen die Konsumvereine geerntet, 
ersteren nicht hätten ruhen lassen, dass er mit Dr. 
Beuttner in Wettstreit getreten sei, wer im Kampfe 
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gegen die Konsumvereine wirksamere Erfolge davon 
trage. 

Im Gegensatz zum frontalen Angriff, der sonst 
bei den Kämpfen gegen die Konsumvereine beliebte, 
spricht aus diesem Artikel dieliebevolleSorge 
dafür, dass die Konsumvereine ihrem wahren Wesen 
nicht entiremdet werden, speziell dass sie den Kreis 
ihrer Tätigkeit auf die Mitglieder beschränken und 
keine Waren an Nichtmitglieder abgeben sollten; das 
Abweichen von diesen reinen genossenschaftliche: 
Prinzipien soll nicht dadurch provoziert oder geför- 
dert werden, dass man den Kundenrabatt der Kon- 
sumvereine steuerfrei lasse, die kantonalen Finanz- 
behörden sollten dieser Bewegung nicht dadurch 
Vorschub leisten, dass sie ihre Praxis dem Deren- 
dinger Urteil des Bundesgerichts anpassen, sondern 
sie sollten auf der bisherigen ungerechten Besteue- 
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Drsscksachen 


aller Art, wie: 
ARNTERLSCHEINE, OBALEIGATIONEN 
FORMULARE, LIEFERSCHEINE 
BRIEFBOGEN, KUVERYT 
EINKAUFSBüSCHILEEN 
JAHRESBERICHTE 
REGLEMENTE 
STATUTEN 
eßc. 
liefert in guter Ausführung die Abteilung 
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runesweise beharren, damit dem Bundesgericht in 
der Folgezeit Gelegenheit geboten werden könne, 
seinen Standpunkt zu revidieren. 

Nachstehend reproduzieren wir einige Partien 
aus diesem Artikel mit unsern Gegenbemerkungen: 

1. «Durch das Derendinger Urteil ist die bisherige Steuer- 
praxis in einer Reihe von Kantonen hinsichtlich der Konsum- 
vereine in Frage gestellt. Während durch frühere bundesgericht- 
liche Urteile schon ausdrücklich und förmlich Vorschriften 
kantonaler Gesetze ausser Kraft gesetzt wurden, wobei sich 
niemand veranlasst gesehen hat, die betreffenden Gesetze zu 
revidieren und den Ansprüchen des Bundesserichts anzupassen, 
liegen die Dinge diesmal anders. Trotzdem es sich um eine 
Abkehr einer alten Praxis handelt und noch gar nicht fest- 
steht, ob das Bundesgericht auf diesem Standpunkt zu beharren 
gedenkt, haben sich schon kantonale Regierungen bestimmen 
lassen, durch Regierungsbeschlüsse den Steuerorganen vorzu- 
schlagen, dass sie den vom Bundesgericht aufgestellten Grund- 
sätzen bei der Besteuerung von Konsumvereinen Rechnung zu 
tragen haben. Diese Eile, mit welcher die Genossenschafts- 
wünsche erfüllt worden sind, lässt erkennen, um welche grosse 
Macht es sich handelt, wie sehr der selbständige Mittelstand 
Veranlassung hat, sich auf seine Abwehrposition gegenüber dem 
Genossenschaitswesen zu besinnen.» 


Dazu ist folgendes zu bemerken: 

Wenn das Bundesgericht bestimmte Besteue- 
rungsarten eines Kantons als verfassungswidrig 
bezeichnet, so wirkt dieses Urteil selbstverständlich 
auch für die übrigen Kantone, und die Kantone 
müssen sich beeilen, mindestens ihre Praxis dem 
bundesgerichtlichen Urteil anzupassen, auch wenn 
sie nicht sofort dazu kommen, die vom Bundesgericht 
als verfassungswidrig erklärte kantonale Gesetzes- 
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bestimmung zu ändern. Wenn z.B. ein kantonales 
Gesetz im interkantonalen Steuerrecht für den Haupt- 
sitz einer Genossenschaft, die in mehreren Kantonen 
steuerpflichtig ist, kein sogenanntes «Präcipuum» 
anerkennt, so muss kraft bundesgerichtlichen Ent- 
scheids dieses Präcipuum doch gewährt werden. 
oder wenn ein kantonales Gesetz im gleichen Fall 
(wenn eine Unternehmung in mehreren Kantonen 
steuerpflichtig ist) den Schuldenabzug für ausser- 
kantonale Schulden nicht vorsieht, so muss der Kan- 
ton diesen Schuldenabzug dann kraft bundesgericht- 
lichem Urteil doch in gleicher Weise zulassen, wie 
für innerkantonale Schulden. Ein solches Urteil gilt 
dann auch für die anderen Kantone. Die Behauptung, 
dass die kantonalen Regierungen zu Unrecht die 
Konsequenzen aus dem Derendinger Urteil gezogen 
hätten, ist also unzutrefiend. Uebrigens ist festzu- 
stellen, dass sie dies erst auf förmliches Gesuch hin 
getan haben in den Kantonen St. Gallen, Thurgau 
— aus welch letzterem Kanton anscheinend die obige 
Korrespondenz stammt — und Solothurn, während 
im Kanton Graubünden die Angelegenheit erst halb 
und im Kanton Appenzell A.-Rh. noch gar nicht er- 
ledigt ist. Wir Konsumgenossenschafter haben übri- 
eens nicht den Eindruck, dass die «Angst vor der 
Grossmacht der Konsumvereine» die von Dr. E. an- 
eefochtenen Entscheide der kantonalen Regierungen 
beeinflusst habe, sondern einfach die nüchterne Er- 
wägung, dass sie nicht staatsrechtliche Rekurse an 
das Bundesgericht riskieren und vom Bundesgericht 
ins Unrecht versetzt werden wollten. 

Der erwähnte Artikel fährt dann weiter: 

2. «Die Konsumvereine haben schon früher die Steuerbe- 
freiung ihrer Rückvergütungen verlangt. In der viel gelesenen 
Schrift, betitelt «Richtlinien für die Besteuerung der Konsum- 
vereine» ist Dr. Schär schon vor dem Kriege dafür eingetreten, 
die Riückerstattungen dürfen nicht der Einkommens- und Er- 
werbssteuer unterworfen werden; dagegen machte er damals 
noch folgende Einschränkung: «anders steht es, wenn eine (ie- 
nossenschaft auch mit Nichtmitgliedern in Verkehr tritt. Dann 
ist es möglich, dass an diesen Drittpersonen Gewinn gemacht 
wird, und dann ist es theoretisch richtig, dass dieser aus dem 
Verkehr mit Nichtmitgliedern stammende Teil des Ueber- 
schusses als Gewinn behandelt und als steuerpflichtig erklärt 
wird. In praxi wird es natürlich schwer sein, diesen Betrag 
genau auszurechnen und darum empfehlen wir unsern Ver- 
bandsvereinen regelmässig, sich als reine Wirtschaftsgenossen- 
schaft zu konstituieren und die Warenabgabe auf Mitglieder zu 
beschränken. Im letzteren Fall haben sie auch die Möglichkeit, 
Bundesbeamte in ihre Verwaltungen wählen zu können, was 
denjenigen Genossenschaften, welche auch mit Dritten Ge- 
schäfte machen, verboten ist.» 

Hiezu ist zu bemerken, dass selbstverständlich 
die Begehren und die Gründe für die Steuerbefreiung 
der Rückvergütungen älter sind als die Schrift: 
«Richtlinien für die Besteuerung derKonsumvereine». 
Es handelt sich also durchaus nicht um eine vom 
Schreiber dies erstmals gestellte und begründete 
Forderung. Wir wollen uns nicht etwa mit fremden 
Federn schmücken. 

Was die Beschränkung des Verkehrs auf Mit- 
glieder anbetrifft, so ist der Standpunkt, dass diese 
Beschränkung den Genossenschaften in erster Linie 
zu empfehlen sei, nach wie vor richtig. Erfahrungen 
und Ueberlegungen der seit Abfassung jener Schrift 
vergangenen Jahre lassen uns jedoch heute die Kon- 
zession vertreten, dass es auch bei Ausdehnung des 
(ieschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder für Konsum- 
vereine drei Möglichkeiten gibt, den Charakter einer 
Erwerbsgesellschaft zu vermeiden und dadurch die 
Steuerfreiheit der Rückerstattungen beanspruchen 
zu können, dann nämlich: 


a) wenn der aus dem Verkehr mit Nichtmitgliedern 
erzielte «Gewinn» entweder den Nichtmitgliedern 
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ebenfalls zurückvergütet wird, also kein Gewinn 
ist, oder 

b) wenn derselbe. wie die schwedischen Konsum- 
vereine das machen, für die Nichtmitglieder zur 
Erlangung der Mitgliedschaft angesammelt wird, 
oder 

c) wenn der so erzielte Gewinn ausschliesslich zur 
Dotierung der Reserven verwendet wird, und 
wenn zugleich die Verteilung der Reserven unter 
die Mitglieder statutarisch ausgeschlossen ist. 
Eine Genossenschaft, die so vorgeht, ist keine 

Erwerbsgesellschaft. Es sollte auch für diesen Fall 

die sonst nur den Genossenschaften, die den Verkehr 

auf Mitglieder beschränken, gewährte Steuerfreiheit 

der Rückvergütung nicht ausgeschlossen sein. 

e Dr. E. fährt dann in seinem Artikel weiter wie 

olgt: 


3. «Nach den Richtlinien für die Besteuerung der Konsum- 
vereine soll sich die Genossenschaft als reine Wirtschafts- 
genossenschaft konstituieren und die Warenabgabe auf Mit- 
glieder beschränken. Personen, welche beim Konsumverein 
kaufen, ohne demselben beizutreten, können allerdings nicht 
zivilrechtlich und kaum wirtschaftlich als Mitglieder der Ge- 
nossenschaft betrachtet werden, dagegen sind sie Nutzniesser 
einer Einrichtung, zu der sie nichts beigetragen haben, und spe- 
ziell auch von der Pflicht entbunden, ihre Warenbezüge aus- 
schliesslich bei der Genossenschaft vorzunehmen, Im allge- 
meinen ist für die Konsumvereine der Verkauf an Mitglieder 
viel wichtiger als an gelegentliche Kaufer, die aus irgendwelchen 
Gründen der Genossenschaft nicht formell beitreten.) Für die 
Abwicklung des Verkaufs im Laden ist es wohl einfacher, auf 
die Vorlage eines Mitgliederausweises zu verzichten und allen 
Käufern eine Bescheinigung über den getätigten Einkauf abzu- 
geben, die später zu einer Vergütung berechtigt. — Wenn 
nun auch rechtlich eine Beziehung zwischen dem gelegent- 
lichen Käufer und der Genossenschaft nicht besteht, und so- 
mit die Rabattzahlung als Bestandteil des Kaufvertrages gelten 
darf, so besteht doch der Zweck der Genossenschaft nicht in 
erster Linie darin, den Nichtmitgliedern Rückvergütungen aus- 
zurichten, sondern vielmehr darin, durch gemeinsamen Ein- 
kauf eine billige Warenvermittlung für die Verbandsangehörigen 
herbeizuführen, wobei ausdrücklich auf die Erzielung eines Ge- 
winnes, der nach der Genossenschaftstheorie als unsittlich gilt, 
verzichtet wird, so dass der zu viel bezahlte Ueberpreis nach- 
her an die Mitglieder in Form von Rückvergütungen zur Aus- 
zahlung gelangt. Ob diese Auszahlung am Ende des Jahres 
oder quartalsweise oder bei Erreichung einer bestimmten Ein- 
kaufssumme erfolgt, ist zunächst gleichgültig.»') 

Es ist ausserordentlich interessant, wie sich der 
Kleinhändlervertreter Dr. E. in die reine genossen- 
schaftliche Theorie eingelebt hat, solche wiedergibt, 
ausdrücklich unterstreicht und anerkennt und Ge- 
nossenschaften, die auf Erzielung eines «Gewinnes» 
verzichten, rühmend hervorhebt! Mit dem, was Dr.E. 
hier schreibt und ausdrücklich als richtig anerkennt, 
müsste er aber unbedingt zum gleichen Schluss ge- 


!) Von uns hervorgehoben. 


langen, wie der deutsche Reichsfinanzhof in dem in 
No. 6 des «Schweiz. Konsumverein» auszugsweise 
abgedruckten Urteil. Er müsste ferner dazu kom- 
men, den früheren Standpunkt des Bundesgerichts 
als unrichtig zu bekämpfen, den nämlich, dass, wenn 
ein Konsumverein einen Rabatt nur an seine Mit- 
glieder auszahlt, das sich — ohne Rücksicht darauf, 
ob der Rabattanspruch rechtlich vom Geschäfts- 
ergebnis abhängt oder nicht — als eine Gewinnver- 
teilung auffassen lasse. Er müsste im Gegenteil an- 
erkennen, dass, ob Rückvergütung oder Rabatt an 
die Mitglieder gewährt werde, der Endzweck der 
Konsumgenossenschaft in keinem Fall die Erzielung 
eines steuerpflichtigen Erwerbes oder Gewinnes sei, 
sondern die Erzielung von Ersparnissen. Dr. E. be- 
absichtigt allerdings nicht, eine Lanze für die Steuer- 
freiheit der durch konsumgenossenschaftliche Be- 
tätigung für die Mitglieder erzielten Ersparnisse zu 
brechen, sondern was er bezweckt, ist, das Deren- 
dinger Urteil des Bundesgerichts anzugreifen, und 
zwar mit der Begründung, die Hauptsache bei den 
Konsumvereinen sei doch der Verkehr mit Mitglie- 
dern und nicht der mit Nichtmitgliedern, mit der Ein- 
führung des Kundenrabattes werde nur eine Steuer- 
erleichterung für den grössten Teil des Ueberschus- 
ses, der sonst steuerpflichtig wäre, erstrebt. Wir 

nageln dankbar die Feststellung des Dr. E. fest, dass 
bei den Konsumvereinen der Verkehr mit Nichtmit- 
eliedern auch beim System des Kundenrabattes nur 
einen kleinen Prozentteil des gesamten Umsatzes 
ausmache. (Schluss folgt.) 

I] 


Der Stand der Lebenskosten 
in den Schweizerstädten am 1. Februar 1928, 


(Mitteilung des wirtschaftsstatistischen Bureaus des V.S.K.) 


Wie seit einer Reihe von Monaten, ja, wenn 
auch nicht in ganz so auszesprochenem Masse, 
eigentlich seit dem Jahre 1923, zeigen die Preise 
im Monat Januar 1928 eine grosse Stabilität. Die 
Gesamtzahl der gemeldeten Preisänderungen ist 
zwar am 1. Februar mit 118 etwas grösser als am 
1. Januar, da nur 99 Aenderungen zu verzeichnen 
waren, dagegen ist das Ausmass der Veränderungen 
eher noch geringer. Nur bei 3 Artikeln tritt die Ver- 
schiebung etwas aus dem allgemeinen Rahmen 
heraus, doch stellen auch diese Preisveränderungen 
(Aufschlag bei den Kartoffeln, Abschläge bei der 


Indexziffern bi 1. Febr. 1928 


Indexziffern am in Jo der 


Indexziffern vom 


Indexgruppen 1. Februar 198 1. Januar 1998 | 1. Februar 1997 an Tre 
E f f .jan. | 1.Febr. 
an sich 1: Juni 014 an sich I. AunEi an sich 1. Juni 1914 1% 1997 
Milch und Milcherzeugnisse _ re 520.78 152 521.68 153 495.33 145 —- 0, | + 5, 
Speisefette und -Öle » » -". 2.2... 5879 146 58.84 | 146 59.98 | 149 - 0) 
Zerealien . . . a te 330.64 154 330.89 154 331.81 154 —- 0, | 0, 
EINIBENIEEHEHRO, u Koh sk ern ey Sesklattaiene 15.40 165 15.49 166 15.46 166 — 0, — 0, 
ll nd, De Eee: 312.27 158 314.56 159 329.23 166 — 0. —- 5% 
IE ee Pr ve 84.— 210 80.— 200 80.— 200 + 5, _ 
Bertotteltur a ae el 50.— 105 50.— 105 57.50 121 e — 13, 
SUBSTOH BE a N et 51.14 134 51.14 134 54.12 142 — DE Is 
Genussmittel . . . - -» en 5.9| 155 5582 | 155 73| 19 | + 0,| + 2% 
Sämtliche Nahseneewickl Ser 1,479.01 153 1,478.42 153 | 1,480.76 153 + 0, | — 0, 
Gebrauchsgegenstände . . 2» 2... 176.78 | 176 | 17686 | "176° | 182.51 | 182 u 0 = 3 
Sämtliche Artikel 1,655.79 155 1,655.28 155 1,663.27 156 +0 | = .0, 


„  Schweine-, amerikanisches, ausgelassenes 


260 290 280 250 250 250 | 250 270 
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Preise der einzelnen Städte 
Eu 2 ga - 
e ) = 
a2 5/85 |: 85 
Nr. Artikel >) & = © 5 2 © SS 
= [} o ee) 3 E = 
N oO M [2 En -] 
[77] -] 3 
1. | Butter, Koch- Kilo 500 450  *400 | ?500 | 475 480 | 480 | 1470 
2: Tafel- . 600 | 560 600 | 575 | *560 | 600 | ?540 | 570 
3. Käse, Emmentaler-, fett 1380 380 380 360 380 | ?380 | "400 370 
4. | Milch u Liter 37 37 37 37 341 37 36 34 
5. | Fett-, Kokosnuss-, in Tafeln . Kilo 190 220 200 230 0 240 | 190 | 330 
6. »  Koch-, billigste Qualität . 420 200 270 230 320 190 | 240 240 
r& 
8. 
9. 


e einheimisches, rohes 2 
Oel, Oliven . 3 FE 
10. „ Arachid- 


11. | Brot, Voll- 

12. | Mehl, Voll- 

13. » Weiss- 

14. | Weizengriess 

15. | Maisgries . 

16. | Gerste, Roll- No. 1 

17. | Haferflocken, offene 

18. | Hafergrütze, offene . . - 
19. | Teigwaren, Mittelqualität, offene . 


20. | Bohnen, weisse la. 
21. | Erbsen, gelbe, ae 
22. | Linsen . 


23. | Reis, indischer . . 

24. A italienischer, glaciert 

25. | Fleisch, Kalb-, gewöhnl. Braten-, mit Knochen 

26. = Rind-, . „ 1. Siede-, m. Knochen 
2% . Schaf-, „ = . F 

28. AR Schweine-, ® mit Knochen . 


29. | Speck, einheimischer, geräucherter, magerer 
30. | Eier, Kisten- 


31. | Kartoffeln, im Detailverkauf . . . D... 
32. 5 „ Migrosverkauf } 


33. | Honig, einheimischer, offen . . » . 2.2.4 
34. | Zucker, Kristall- ee. 
35. | Schokolade, esse 

36. Milch- 

37. | Sauerkraut : 

38. | Zwetschgen, gedörrt. 

39. | Essig, Wein- 

40. | Wein, rot, gewöhnlicher 

4l. Schwarztee, Souchong : 

42. | Zichorien, kurante Qualität . 

43. | Kakao, Union . . 

44. | Kaffee, Santos, grün, mittlere Qualität 
45. - gerösteter, mittlere Qualität 
46. | Anthrazit, ins Haus geli fert 

47. | Briketts, ins Haus BEURIEN : 

48. Brennsprit BAT i 

49. | Petroleum, ordinär,, offen . 

50. | Seife, Kern, la. weiss . 


ı) Preisaufschlag. 2) Preisabschlag. 


Tafelbutter und dem Kalbileisch) nicht ein neues 
Faktum, sondern lediglich die Fortsetzung einer 
schon früher eingetretenen Bewegung dar, so dass 
wir uns hier über die Gründe der Veränderungen 
nicht mehr zu äussern brauchen, sondern auf un- 
sere früheren Aufsätze verweisen können. 

Gering wie die Schwankungen der einzelnen 
Preise ist auch die Veränderung der Indexziffer. In 
Franken ausgedrückt ergibt sich eine Zunahme um 
Fr. —.51, währenddem bei der Umrechnung in Pro- 
zente die Indexziffer bis auf die erste Stelle hinter 
dem Komma genau gleich gross ist wie am 1. Ja- 
nuar ‚1928 (155,2). Die Verschiebungen der einzel- 
nen Indexgruppen können wir unberührt lassen, da 
sie ausnahmslos ganz unbedeutend sind. Die auf 


T 


Zi Hs ss» 


Fa} 


-» 33% 


-=».0 


Kilo | 160 | 150 | 130 | 140 


320 290 310 290 280 | 2320 | 300 260 
Liter 350 330 350 | 2350 400 400 | 360 340 
180 180 , ?170 | 200 220 200 | 180 200 
Kilo 58 52 52 55 8 | 55 55 50 


350 260 | 400 350 400 330 | +340 320 
480 460 450 440 | 400 | 460 | *420 400 
500 500 560 | ?460 550 460  ?480 | ?460 


| 320 | .300 | 320 | 350 | 350 | 30 | 350 | 30 
50 1.60 | 160 | 160 | 155 | 155 | 155 55 

120 ı 100 | 90.) 1%0 | 120 | 170 | 110 | °90 

e |. 0 | 0|Iı 0o| 0! 5| | © 75 
110 | 8 |-95 | 100 | :ı10 | :ı00| ıı 105 

o | 550 | 750 | 1000 900 800 | 850 | 550 | 800 
140 | 140 | 175 | 175 | 140 | 160 | 140 | 140 

240 | 00 | 240 | 200 | 350 | 190 200 |, 200 

360 | 340 | 330 | 340 | 400 | 400 | :360 | 300 

440 | 440 | 440 | 420 | 470 | 440 | :480 | 400 

1230 | 1170 | 1150 | 1210 | 1520 | 1250 | 1200 | 1160 
70 | 710 | 800 | 820 | 760 |. 840 |, 730 | 800 


Liter | 80 9% 90 90 90 90 80 80 


40 45 45 43 42 | 40 40 ı 40 
165 160 165 160 
| | 


Grund der vom Eidgenössischen Arbeitsamt für 
seine Indexziffer verwendeten Grundlagen berech- 
nete Nahrungsmittelindexziffer zeigt einen Rück- 
gang um 0,4 Punkte auf 155,4. Die Veränderung ist 
also auch hier, wenn s@hon etwas grösser als bei 
unserer eigenen Indexziffer, sehr bescheiden. 

: Von den einzelnen Städten verzeichnen 2 Index- 
ziifern gegenüber dem 1. Januar 1928 überhaupt 
keine Veränderung, währenddem sie sich bei 7 an- 
dern, wie beim Städtemittel unter Fr. 1.— hält und 
bei 9 weiteren Fr. 10.— nicht übersteigt. Also auch 
hier dasselbe Bild. 

Im Gegensatz dazu weisen von den vier 
Städten des Auslandes, auf die sich unsere 
monatlichen Erhebungen ebenfalls erstrecken, drei 
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(Mülhausen, Lörrach und Mailand) einen deutlichen 
Rückgang auf. Er beträgt, jeweilen in Schweizer- 
währung ausgedrückt, bei Mülhausen Fr. 35.22, bei 
Lörrach Fr. 28.56 und bei Mailand Fr. 25.30. Immer- 
hin dürfte diese Erscheinung kaum zu Bedenken 
Anlass geben, da es sich wohl ausschliesslich um 
die normale, nur in diesen drei Städten etwas früher 
eingetretene Frühlings - Preissenkung handelt.‘ Die 
re vom 1. Februar 1928 selbst lauten wie 
folgt: 


Schweizer- 
franken sta, 


1,276.14 
1,634.61 
1,401.24 
1,692.35 


Landeswährung 


6,249.46 
1,319.83 
1,913.61 
6,149,53 


=10 
78 
100 
83 
95 


Mülhausen 
Lörrach 
Dornbirn 
Mailand 


nächste Schweizer- 


I Städte mit 
Preis- 
veränderung . 


nn 


Vevey 
Montreux | 
Rorschach 


lacw 
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Das schweizerische Genossenschaitsrecht, 


Von Dr. Oskar Schär, Basel. 


(Fortsetzung und Schluss) 


Was nun das bestehende Genossenschaftsrecht 
anbetrifft, so seien nachfolgend die wichtigsten  Be- 
stimmungen reproduziert. 

Die Definition der Genossenschaft ist sehr 
elastisch gefasst und gibt eben dadurch die Basis 
ab für Eindringen anderer Zwecke. Sie lautet näm- 
lich in abgekürzter Form: h 

«Personenverbände, welche gemeinsame Zwecke 
des wirtschaftlichen Verkehrs verfolgen, müssen sich 
in das Handelsregister eintragen lassen, wenn sie als 


r 
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. Preise vom 1.Febr. 1928 
Preis am in °/, der Preise vom 
Artikel Einheit a E F 
| 1. Febr 1. Jan. 1. Febr. 1. Jau. 1. Febr. 
| 1928 1928 1927 1928 1927 
I 
Butter, Koch- kg 471 475 478 — 0, - 1 
Butter, Tafel- = 576 597 570 Zr -- 1, 
Käse, Emmentaler-, fett = 375 370 342 + WI + Ts 
Milch Liter 36 36 34 u + 5% 
Fett, Kokosnuss-, billigste Qualität kg 216 216 219 _ —- 1 

„ _Koch-, billigste Qualität F 267 267 271 = = 

„  Schweine-, amerikanisches " 268 268 276 —_ — 2, 

- 5 einheimisches = 296 296 306 - — . 3 
Öl, Oliven- Liter 350 1352 311 — 0, + 12, 

„ Arachid- © 185 189 188 — 0, — 
Brot, Voll- kg 54 54 54 _ _ 
Mehl, Voll- 3 63 63 63 _ — 

» Weiss- 5 73 73 -_ —_ _ 
Weizengriess = 73 73 73 - nz 
Maisgriess = 44 H 45 _ — 2, 
Gerste, Roll- Ri 70 70 71 — — Au 
Haferflocken, offen 2 72 71 67 1 + 7s 
Hafergrütze „ 73 73 70 - + 4 
Teigwaren, ordinär # 99 100 104 — Au — 4, 
Bohnen, weisse 5 59 58 53 + 1 + 11, 
Erbsen, gelbe, ganze = 130 130 131 - — 0% 
Linsen F 125 128 126 — 2, — 0% 
Reis, indischer = 70 71 72 = I — 2, 

„ Italienischer R 70 71 76 — 41, — 75 
Fleisch, Kalb-, gew Braten-, m.Knochen . 346 366 343 =. '5, + 0% 

„ Rind-, gew. Braten-u. Siede-, m. Kn. 5 287 288 311 — 0% - IT 

„ Schaf-, n = = 330 330 333 - — 0% 

„ Schweine-, gew. Braten-,m. Knoch. F 447 448 453 — 0% — As 
Speck, einheimischer « 494 501 — a = 
Eier, Kisten- Stück 21 20 20 + 5% + 5% 
Kartoffeln, im Detailverkauf kg 20 20 93 -- — 13, 

5 im Migrosverkauf R 17 16 21 + 6, — 19. 
Honig, einheimischer, offen BR 552 552 528 —_ + 4, 
Zucker, Kristall- En 61 61 66 _ — Ts 
Schokolade, Menage 3 325 325 332 _ — 2, 
= Milch- & 582 582 582 _ _ 
Sauerkraut & 55 54 54 + I + 1, 
Zwetschgen, gedörrte ä 110 113 117 — 2 — 6% 
Essig, Wein- Liter 74 74 73 — + 1ı 
Wein, Rot-, gew. . 102 102 95 + 7 
Schwarztee kg 731 781 770 _ + 4 
Zichorien, kurante Qualität > 149 149 149 _ 
Kakao, Union = 21 211 212 —_ —- 0% 
Kaffee, Santos, grün, mittl. Qualität . 344 342 354 + 0 25 
„  gerösteter, mittlere Qualität „ 435 434 _ + 0% _ 
Anthrazıt q 1186 1186 1242 — — 4 
Briketts a 761 761 731 _ 795 
Brennsprit, 92° Liter 85 85 85 _ _ 
Petroleum, ordinär, offen 5 42 42 42 E _- 
Seifen, la., Kern-, weiss kg 153 154 156 — 0, — Io 
Genossenschaft das Recht der ‚Persönlichkeit er- 3 Indesäiftern v rel 
werben wollen.» BEE EP uk 
(Diese Vorschrift gestattet also die Weiterexi- Städte 1. Febr. 1. Jan. | änderung 
stenz der öffentlich-rechtlichen Genossenschaften und 1928 1925 
die Existenz der Neugründung von nicht eingetrage- 
ten Genossenschaften. Es können also Personenver- I: Fr ak Iocle 1,578.83 | 1,579.68 | - —.&5 
bände genossenschaftlich tätig sein, ohne sich in das ee eher Lie 3 Fe 
£ - Be 3. Gen&ve 1,620.13  1,639.61 | — 19.48 
Handelsregister eintragen zu lassen.) Das Kriterium 4. Basel 1,639.43 | 1,634.40 | + 5.03 
für die Genossenschaften des Obligationenrechts: 5. Thun 1,651.51 | 1,652.36 | —- —.85 
a ee a En Städtemittel 1.05579 1,05528 | I —51 
erfolgung gemeinsamer Zwecke des wirtschaft- ; 5 : 
: l 4 \ 6. Biel (B.) 1,656.64 | 1,657.54 | — —.90 
lichen Verkehrs», ist so weit gefasst, dass, wie be- 7. Neuchätel 1,661.09  1,66920 | + 8.11 
reits erwähnt, auch gewöhnliche Erwerbszwecke da- 5 DR. 12 Be Tr ’z 
? ER: ne 22 22% 2 RE } affhausen ‚665.: ‚666. — —8 
durch gedeckt werden. Für die im Handelsregister i0. Solofhurm 1.874,53 1.873,68 | + —85 
eingetragenen Genossenschaften existieren bloss fol- 11. Vevey/Montreux 1,675.93  1,675.93 _ 
gende obligatorischen Vorschriften: 12. Aarau 1,680.29 | 1,672.51 | + 7.78 
e R R Ay 13. Rorschach 1,684.73 | 1,688.46 | — 3.73 
1. Die Statuten müssen schriftlich abgefasst und 14. Winterthur 1,694.34 | 1,681.82 | + 12.52 
von mindestens sieben Genossenschaftern unter- 15. Lausanne 1,696.44 | 1,698.14 | —- 1.70 
zeichnet sein 16. Bellinzona 1,700.37 | 1,700.01 | + —.36 
a 2, ri 17. Chur 1,703.55 , 1,720.89 | — 17.34 
2. Die Statuten müssen mit gehöriger Beglaubigung | S zrnaizg 1,708.77 | 1,747.65 | — 38.88 
> i ıhrifto 3 . Züric 1,710.81 | 1,704.08 6.73 
der sieben Unterschriften unter Angabe der 20. St. Gallen 1718.59 | 1725.45 7 6.86 
Adresse der Unterzeichner dem Handelsregister 21. Herisau 1,721.— | 1,720.34 | -- —-.86 
eingereicht werden, und zwar dem Handels- 22. Lugano 1,778.03 , 1,778.03 _ 
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register ihres Sitzes, und müssen folgende Be- 
stimmungen enthalten: 


die Firma der Genossenschaft; 
den Sitz der Genossenschaft; allfällige Filialen: 
den Zweck; 


. die Ein- und Austrittsbedingungen; 
. Angaben über Art und Grösse der von den Ge- 


nossenschaftern zu leistenden Beiträge; 


. die Organisation der Genossenschaft; die Bil- 


dung des Vorstandes: die Stellvertretung und 
Zeichnung für die Genossenschaft: 


. die Berechnung und Verteilung des Gewinns, 


wenn ein solcher beabsichtigt wird. 
Zwingenden Rechts sind dann noch folgende 


Vorschriften: 


1 


ID 


1 


10. 


. Die Vorstandsmitglieder müssen 


Solange Auflösung der Genossenschaft nicht be- 
schlossen ist, steht jedem Genossenschafter der 
Austritt frei. Ein statutarisches Verbot des Aus- 
tritts oder ein vertragsmässiger Verzicht auf den 
Austritt ist ungültig. 


. Durch Urteil des Richters kann ein Mitglied der 


Genossenschaft auf Begehren iedes anderen Mit- 
gliedes aus wichtigen Gründen ausgeschlossen 
werden. 


. Wer in eine Genossenschaft eintritt, für deren 


Verbindlichkeiten die Genossenschafter persön- 
lich einstehen müssen, haftet, wie alle anderen 
Mitglieder, auch für die vor seinem Eintritt ein- 
gegangenen Schulden. Entgegenstehende Ver- 
einbarung ist gegenüber Dritten ohne Wirkung. 


. Beim Ausscheiden im Falle 3 dauert die Haftbar- 


keit noch zwei Jahre fort, sofern die Genossen- 
schaft innerhalb dieser zwei Jahre in Konkurs 
gerät. 


. Jede Genossenschaft muss einen Vorstand (Di- 


rektion) haben, welcher dieselbe im Verkehr mit 
Drittpersonen und vor Gericht vertritt. 

alsbald nach 
ihrer Bestellung in das Handelsregister einge- 
tragen werden. 

Die Genossenschaft wird durch die vom Vor- 
stand für dieselbe geschlossenen Rechtsgeschäfte 
berechtigt und verpflichtet. 

Gegenüber Drittpersonen gilt der Vorstand als 
ermächtigt, alle Arten von (Geschäften und 
Rechtshandlungen für die Genossenschaft vorzu- 
nehmen, welche in den Bereich ihres genossen- 
schaftlichen Zweckes gehören, 


. Der Vorstand ist für die regelmässige Führung 


der Bücher und Protokolle verantwortlich. 

Bei Genossenschaften mit Solidar- oder be- 
schränkter Haftung ist der Vorstand zur A ijour- 
Haltung des Mitgliederverzeichnisses beim Han- 
delsregister verpflichtet. 


. Bei Genossenschaften, welche einen Gewinn be- 


absichtigen, ist der Vorstand verpflichtet, Rech- 
nung und Bilanz des verflossenen Geschäfts- 
jahres innerhalb sechs Monaten nach Ablauf zu 
veröffentlichen. (Diese Vorschrift wird in der 
Praxis zum Teil nicht eingehalten. Eine Strai- 
bestimmung, welche deren Durchführung er- 
zwingen könnte, fehlt.) 


. Sofern es sich ergibt, dass die Aktiven die For- 


derungen der Genossenschaftsgläubiger nicht 
mehr decken, so hat der Vorstand bezw. der 
Liquidator die Zahlungen sofort einzustellen und 
beim Gericht den Konkurs anzumelden, Das Ge- 


. Auflösungsgründe sind: 
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richt kann jedoch die Eröffnung des Konkurses 
aufschieben und andere zur Erhaltung des Ver- 
mögens dienliche Anordnungen treffen. 


a) Beschluss der zu- 
ständigen Genossenschaftsbehörde; b) Ablauf 
der statutarisch bestimmten Zeitdauer: Konkurs- 
eröffnung; c) richterliches Urteil auf Antrag 
eines Genossenschafters, Gläubigers oder einer 
zuständigen öffentlichen Amtsstelle, bei Anwen- 
dung oder Verfolgung unerlaubter oder unsitt- 
licher Mittel und Zwecke, oder wenn die sta- 
tutengemässe Besetzung der Genossenschafts- 
organe unmöglich geworden ist. 


Die folgenden Verordnungen sind 


zwingend: 


14. 


Ein Abberufungsrecht gegenüber Vorstandsmit- 
gliedern, welche die ihnen obliegenden Pflichten 
versäumen oder zu erfüllen ausserstande sind, 
steht in allen Fällen, auch wenn die Statuten die 
Abberufung untersagen, dem Gericht zu auf An- 
trag eines oder mehrerer Mitglieder der Ge- 
nossenschaft. In diesem Falle kann das Gericht 
auch eine Neuwahl durch die zuständigen Ge- 
ncssenschaftsorgane verfügen und in der Zwi- 
schenzeit geeignete Anordnungen für einstweilige 
Besetzung des Vorstandes treffen. 


. Bei einer Liquidation darf die allfällige Ver- 


teilung des Liquidationsüberschusses nicht eher 
vorgenommen werden als nach Ablauf von sechs 
Monaten, von dem Tage an gerechnet, an wel- 
chem die Aufforderung an die Gläubiger im 
Handelsamtsblatt erschienen ist. Bei Verletzung 
dieser Bestimmung haften der Vorstand bezw. 
die Liquidatoren den Mitgliedern und Gläubigern 
der Genossenschaft persönlich. 


Dispositive Bestimmungen, das 


heisst Vorschriften, die nur in Kraft treten, wenn 
die Statuten nichts anderes vorsehen, sind: 


1. 


0. 


. Die Statuten können 


. Die Statuten können 
‘und den Zeitpunkt des Austritts von Mitgliedern 


Ueber Statutenänderungen können die Statuten 
selbst vorschreiben, dass solche mit einfachem 
Mehr oder mit qualifiziertem Mehr vorgenom- 
men werden dürfen. Schweigen die Statuten, 
so bedarf es zur Aenderung der Zustimmung 
sämtlicher Genossenschafter. 

bestimmen, dass in eine 
bestehende Genossenschaft neue Mitglieder 
nicht aufgenommen werden können. Fehlt eine 
solche Bestimmung, so ist nach Gesetz die Auf- 
nahme never Mitglieder jederzeit möglich. Zum 
Beitritt genügt eine schriftliche Erklärung. 
über die Kündigungsfrist 


frei verfügen. 


. Die Statuten können über Ausschliessung von 


Genossenschaftern Bestimmungen aufstellen. 
Die Statuten können vorsehen, dass die Mit- 
gliedschaft durch den Tod nicht beendigt wird, 
sondern eventuell auf die Erben übertragen 
werden kann. 

Die Statuten können bestimmen, dass dem 
ausscheidenden Mitgliede bezw. seinen Erben 
ein Anspruch an das Vermögen der Ge- 
nossenschaft zusteht oder auch nicht. Schweigen 
die Statuten, so geht die gesetzliche Präsum- 
tion dahin, dass für den Fall, dass die Ge- 
nossenschaft sich innerhalb eines Jahres auflöst 
und das Vermögen zur Verteilung kommt,. den 
Ausscheidenden ein Anspruch auf einen Kopiteil 
zusteht. 


T: 


9. 


10. 
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13. 


14. 
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Die Statuten können jede persönliche Haftbar- 
keit der einzelnen Genossenschafter aus- 
schliessen, in welchem Falle dann nur das Ver- 
mögen der Genossenschaft haftbar ist. Die Aus- 
schliessung der Haftbarkeit muss jedoch durch 
das Handelsamt veröffentlicht werden. Ist das 
geschehen, so können aus Genossenschafts- 
schulden die einzelnen Genossenschafter nie 
belangt werden. 

Enthalten die Statuten nicht die ausdrückliche 
Bestimmung, dass die persönliche Haftbarkeit 
der einzelnen Genossenschafter ausgeschlossen 
sei, oder wird diese Bestimmung nicht im Han- 
delsregister gehörig veröffentlicht, so haften 
sämtliche Mitglieder solidarisch mit ihrem gan- 
zen Vermögen. Diese Haftbarkeit ist eine sub- 
sidiäre in dem Sinne, dass die Genossenschafter 
so weit haften, als die Gläubiger im Genossen- 
schaftskonkurs zu Verlust gekommen sind. 

Die Befugnisse des Vorstandes zur Geschäfts- 
führung können durch Statuten und Beschlüsse 
der Genossenschaft nach Belieben umschrieben 
werden. Sofern das nicht der Fall ist, gilt der 
Vorstand als ermächtigt, alle Handlungen vor- 
zunehmen, welche der Zweck der Genossen- 
schaft mit sich bringt. 

Die Statuten können vorschreiben, dass dem 
Vorstand ein Ausschuss zur Ueberwachung 
der Geschäftsführung (Aufsichtsrat) oder ein 
Verwaltungsrat zur Mitwirkung bei wichtigen 
Geschäften beigeordnet werden kann, oder sie 
können die Kontrolle einem oder mehreren 
Sachverständigen übertragen; sie können auch 
auf Bestellung aller dieser Organe verzichten. 
Die Generalversammlung der Mitglieder ist im 
Gesetz nicht obligatorisch vorgeschrieben. Sie 
kann also durch andere Veranstaltungen ersetzt 
werden. Sehen die Statuten eine Generalver- 
sammlung vor, so hat der Vorstand das Recht 
und die Pflicht zur Einberufung. Die Statuten 
können aber auch einem anderen Organ der Ge- 
nossenschaft dieses Recht und diese Pflicht der 
Einberufung übertragen. 


. Sehen die Statuten eine Generalversammlung 


vor, so muss diese Generalversammlung ein- 
berufen werden, wenn mindestens der zehnte 
Teil der Mitglieder oder bei Genossenschaften 
von weniger als 30 Mitglieder mindestens drei 
(ienossenschafter es verlangen. 

Sehen die Statuten eine Generalversammlung 
vor, ohne über das Stimmrecht an derselben 
Vorschriften aufzustellen, so hat an der General- 
versammlung jeder Genossenschafter nur eine 
Stimme, und es werden die Beschlüsse der Ge- 
neralversammlung mit absoluter Mehrheit der 
Stimmenden gefasst. Die Statuten können jedoch 
auch ein mehrfaches Stimmrecht für einzelne 
Genossenschafter vorsehen und für bestimmte 
Beschlüsse ein qualifiziertes Mehr zur Gültigkeit 
der Beschlüsse vorschreiben. 

Die Statuten können über die Abberufung der 
Mitglieder des Vorstandes wie der anderen Ge- 
nossenschaftsbehörden nach Willkür Vorschrif- 
ten aufstellen, können die Abberufung auch ganz 
untersagen. Wenn sie darüber schweigen, so 
hat in denjenigen Genossenschaften, in denen 
eine Generalversammlung vorgesehen ist, diese 
Generalversammlung das Recht, jederzeit die 
Mitglieder der Genossenschaftsbehörden abzu- 
berufen, unbeschadet allfälliger Entschädigungs- 
ansprüche. 
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15. Die Statuten können vorsehen, dass die Ge- 
nossenschaft nur auf eine bestimmte Zeitdauer 
bestehen soll. 

16. Die Statuten können vorsehen, dass ein Liquida- 
tionsüberschuss einer aufgelösten (Genossen- 
schaft unter die Mitglieder nach einem be- 
stimmten Schlüssel verteilt werde, oder dass 
der Liquidationsüberschuss für bestimmte 
Zwecke reserviert werde. Schweigen die Sta- 
tuten darüber, so wird der Liquidationsüber- 
schuss unter die zur Zeit der Auflösung vorhan- 
denen bezw. unter die während des letzten 
Jahres ausgeschiedenen Genossenschafter nach 
Köpfen verteilt. 

Ein Ueberblick über die vorstehend aufgezähl- 
ten zwingenden und dispositiven Vorschriften könnte 
den Anschein erwecken, als ob das schweizerische 
Genossenschaftsrecht den Behörden, speziell den 
Gerichten, zahlreiche Handhaben zum Einschreiten 
bietet. Wie sich dagegen die Praxis gestaltet hat, 
ist festzustellen, dass die Anrufung der Gerichte 
in den Fällen, in denen das Gesetz eine Handhabe 
dazu bietet, zu den ganz seltenen Fällen gehört. 
Dem Schreiber dieses sind zum Beispiel in seiner 
langjährigen Praxis keine Fälle bekannt geworden, 
in denen zum Beispiel Genossenschaften auf Grund 
von Absatz 13 unter c) der zwingenden Vorschriften 
durch richterliches Urteil aufgelöst wurden oder in 
denen . gemäss Artikel 14 die Gerichte zur Ab- 
berufung von Vorstandsmitgliedern angerufen wor- 
den wären. 

In der Praxis braucht auf die dispositiven Be- 
stimmungen im allgemeinen nicht zurückgegriffen zu 
werden, weil die einzelnen Statuten beinahe aus- 
nahmslos diese Verhältnisse positiv regeln. So wird 
gewöhnlich für Vornahme einer Statutenrevision ein 
qualifiziertes Mehr vorgeschrieben, weil in der Pra- 
xis die gesetzlichen Vorschriften, wonach es zu einer 
Statutenrevision der Zustimmung aller Mitglieder 
bedarf, bei grossen Genossenschaften zu unmög- 
lichen Resultaten führen würden. Auch über die 
Verteilung eines allfälligen Liquidationsüberschusses 
enthalten die Statuten der bestehenden Genossen- 
schaften gewöhnlich positive Vorschriften. 

Im allgemeinen ist zu sagen, dass die verschie- 
denen (Genossenschaftsarten sogenannte Muster- 
oder Normalstatuten aufgestellt haben — so die Kon- 
sumvereine, so die Raiffeisenverbände, so die zahl- 
reichen Milchverwertungsgenossenschafiten —, die 
von den den einzelnen Genossenschaftsverbänden an- 
geschlossenen Genossenschaften in der Hauptsache 
angewendet werden. So haben die einzelnen in Ver- 
bände zusammengeschlossenen Genossenschafts- 
arten sich sozusagen restlos ihr eigenes Genossen- 
schaftsrecht innerhalb des weitgesteckten gesetz- 
lichen Rahmens geschaffen. 


I] 


Einises über die Kapitalbildund in der Schweiz. 


Eine auch nur einigermassen zutreffende Schät- 
zung des jährlich in der schweizerischen Volkswirt- 
schaft neugebildeten Kapitals ist kaum möglich, ie- 
doch können an Hand der von der Schweizerischen 
Nationalbank seit ihrem Bestehen nachgeführten 


Bankstatistik die kurz- und langfristigen Kapitalien, 
die den darin berücksichtigten 336 schweizerischen 
Bankinstituten samt ihren zahlreichen Filialen regel- 
mässig zuströmen, genau erfasst werden. Kürzlich 
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ist der Bericht über «Das schweizerische Bankwesen 
im Jahre 1926» erschienen, aus dem wir die folgen- 
den Angaben über die Entwicklung des Obligationen- 
kapitals, der sonstigen Depositen (worunter zum 
grössten Teile Einlagen auf Depositenheften ver- 
standen sind) und der Spargelder entnehmen. 

Die Obligationen erreichten Ende 1926 bei 
sämtlichen Banken einen Gesamtbestand von 5137 
Millionen Franken, wovon nur 867 Millionen Franken 
aus langfristigen, festen Anleihensobligationen be- 
stehen; den überwiegenden Teil bilden die beim 
schweizerischen Publikum so beliebten Kassaobliga- 
tionen, die eine Laufzeit von 3—5 Jahren, seltener 
sogar bis 7 Jahre aufweisen. Die Höhe der Ver- 
zinsung der in Form von Obligationen angelegten 
Gelder ist natürlich sehr verschieden; die Statistik 
zeigt, dass in den letzten Jahren der 4°4prozentige 
Typus immer häufiger wird, so dass die niedriger 
oder höher verzinslichen Obligationen durch Kon- 
version in grossem Umfange in solche Titel umge- 
wandelt werden. 

An sonstigen Depositen, worunter die 
Nationalbank in ihrer Statistik hauptsächlich Ein- 
lagen auf Depositenheiten zusammenfasst, waren bei 
den erwähnten schweizerischen Banken Ende 1926 
insgesamt 772 Millionen Franken vorhanden; allein 
im genannten Jahre hatte dieser Posten einen Zu- 
wachs von 160 Millionen Franken zu verzeichnen. 

Besonders interessant ist die Entwicklung der 
Spargelder, weil sich in dieser Ziffer haupt- 
sächlich die Vermögensbildung derienigen Kreise 
wiederspiegelt, die nur verhältnismässig’ geringe jähr- 
liche Ueberschüsse auf die Seite zu bringen in der 
Lage sind. Schon im Jahre 1913 waren insgesamt 
1771 Millionen Franken Spargelder bei diesen Insti- 
tuten deponiert; bis Ende 1926 stieg diese Ziffer auf 
mehr als das Doppelte, nämlich auf 3655 Millionen 
Franken, wobei auf das Jahr 1926 allein eine Ver- 
mehrung von 245 Millionen Franken entfällt. Wenn 
man in Betracht zieht, dass in der Zwischenzeit 
sämtliche Bedarfsartikel im Preise erheblich gestie- 
gen sind, so ist allerdings berichtigend beizufügen, 
dass nach den Berechnungen des eidgen. Arbeits- 
amtes die Kaufkraft dieser 3V» Milliarden Franken 
Spargelder nur einer Vorkriegskaufkraft von rund 
2,2 Milliarden Franken entspricht. 

Gegenwärtig werden also von den schweizeri- 


schen Bankinstituten insgesamt 9%» Milliarden Fran- 


ken in Obligationen, Depositen- und Spargeldern ver- 
waltet. Man kann kaum fehlgehen, wenn man die 
Meinung äussert, dass die in diesen Formen angeleg- 
ten Kapitalien zu einem grossen Teile von Angehö- 
renden des Arbeiter- und des kleinen Mittelstandes 
aufgebracht worden sind, die individuell nur über 
eine bescheidene Kapitalkraft verfügen. Der Tätig- 
keit der schweizerischen Bankinstitute, die auf die 
Sammlung dieser zahlreichen kleinen Beträge ge- 
richtet ist, muss deshalb die grösste Bedeutung bei- 
gemessen werden. In besonderem Masse gilt dies 
für die Bank der Genossenschaften und Gewerk- 
schaften, die sich ja zum Ziele gesetzt hat, die Spar- 
kraft der Mitglieder und Freunde der Genossen- 
schaften, sowie der von ihrem Arbeitseinkommen 
lebenden Bevölkerungsschichten im allgemeinen an- 
zuregen und zu konzentrieren. Sie vergütet für jeder- 
zeit verfügbare Einlagen auf Depositenheften einen 
Zins von 444 % pro Jahr und gibt bis auf weiteres 
Obligationen mit einer Laufzeit von 3—5 Jahren aus, 
‚die zu 4%4% verzinslich sind. Es ist für jeden unserer 
Leser Ehrensache, seine Sparfranken der «Verbands- 
bank» zuzuführen; speziell die Vorstandsmitglieder 


sollen mit allen Mitteln darauf hinwirken, dass für 

die Besorgung sämtlicher Bankgeschäfte in persön- 

lichen oder Verbandsangelegenheiten stets die Bank 

der Genossenschaften und Gewerkschaften (Basel, 

Aeschenvorstadt 67, Postcheckkonto No. V/8888) 

herangezogen wird. Kr. 
>>) 


Die Versicherunssanstalt schweiz. Konsumvereine 
im Jahre 1927. 


Vorstand und Aufsichtsrat der Versicherungs- 
anstalt schweiz. Konsumvereine erstatten soeben 
Bericht und Rechnung über das Jahr 1927. Waren 
im Vorjahre noch düstere Schatten über die Anstalt 
ausgebreitet, so hat der Opferwille der Kollektiv- 
mitglieder sie in überraschend kurzer Zeit verdrän- 
gen können, denn es sind innert Jahresfrist an Bei- 
trägen für das auf Ende 1926 festgestellte versiche- 
rungstechnische Defizit von 3,7 Millionen Franken 
über zwei Millionen Franken einbezahlt worden. 
Diese Leistung lässt die hohe Würdigung, die der 
Anstalt zuteil wird, noch deutlicher erkennen, wenn 
man in Betracht zieht, dass die Erhöhung der Prä- 
mientarife den Mitgliedern eine weitere Belastung 
brachte. Die neuen grossen Opfer haben in der Ent- 
wicklung der Versicherungsanstalt keinen Stillstand 
bewirkt; es sind ihr neue Kollektivmitglieder bei- 
getreten: die Konsumgenossenschaften Bellinzona, 
Brig und Niederbipp, sowie mit Wirksamkeit ab 
1. Januar 1928 die Bank der Genossenschaften und 
Gewerkschaften in Basel. Der Konsumverein Win- 
terthur hat beschlossen, für das bereits gegen In- 
validität versicherte männliche Personal auch die 
Hinterlassenenversicherung einzuführen. Die Ver- 
sicherungsanstalt zählte auf Ende 1927: 67 Kollektiv- 
mitglieder, die 3540 Personen bei der Invaliden- 
versicherung und 31 Kollektivmitglieder, die 1601 
Personen bei der Hinterlassenenversicherung ver- 
sichert haben. An Einzelversicherungen weist 
die Invalidenversicherung 64 und die Hinter- 
lassenenversicherung 27 Personen auf. Von den 
2043 männlichen Personen, die gegen Invaliditäts- 
risiko versichert sind, gehören nun 1628 auch der 
Hinterlassenenversicherung an. Der Bericht gibt 
der Hoffnung Ausdruck, dass mit der Zeit auch die- 
jenigen Vereine, die sich bis jetzt der Hinter- 
bliebenenversicherung noch nicht anschliessen konn- 
ten, ihrem Personal diesen wichtigen Versiche- 
rungszweig zugänglich machen werden. 

Im Berichtsiahre wurden 44 Pensionie- 
rungen neu bewilligt und zwei früher sistierte 
wieder in Kraft erklärt, wodurch sich der Betrag 
der Jahrespensionen um Fr. 93,440.20 erhöhte. Die- 
ser Zunahme steht eine Abnahme von 14 Pensions- 
berechtigten mit einer Pensionssumme von Franken 
29,364.30 gegenüber. Im Jahre 1927 wurden an 297 


Versicherte Pensionen im Gesamtbetrage von 
Fr. 520,556.05 ausgerichtet. 
Die Zahl der eingetretenen Pensionierungs- 


fälle hat sich erheblich unter der Zahl der nach den 
Grundlagen zu erwartenden Pensionierungen ge- 
halten. Es dürfte von Interesse sein, nachfolgend 
einige Vergleichszahlen aufzuführen über die Zahl 
der in den letzten Jahren eingetretenen sowie der 
erwartungsmässigen Invaliditätsfälle, woraus für den 
Leser ohne weiteres verständlich sein wird, in welch 
hohem Masse das Verhältnis der vorgenommenen 
Pensionierungen zu den Fällen, die rechnungs- 
mässig hätten eintreten dürfen, von bestimmendem 
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Einfluss auf- das Jahresergebnis der Anstalt sein 
muss. 

Die statistische Vergleichung zwischen dem er- 
wartungsmässigen und dem wirklich eingetretenen 
Verlaufe der Pensionierungen stellt sich wie folgt: 


im Jahre Zahl der vorgenommenen Zahl der Pensionierungen, die nach den tech- 
Pensionierungen pro Jahr nischen Berechnungen hätten eintreten dürfen 

1921 29 23 

1922 47 27 

1923 2 au NEBEN 

1924 37 BaN-\ ® 

1925 56 29 

1926 69 53 | berechnet nach den 


1927 44 54 | neuen Grundlagen 


In der Hinterlassenenversicherung 
wurden an 23 Witwen, 22 Waisen, 1 bedürftige 
Mutter und 1 erwerbsunfähige Tochter über 18 Jahre 
insgesamt Fr. 37,218.15 ausgerichtet. 

Die Versicherungsanstalt hat im Berichtsiahre 
an ordentlichen Einnahmen zu verzeichnen: In der 
Invalidenversicherung Fr. 1,584,608.20, in der Hinter- 
lassenenversicherung Fr. 408,425.65, an Kapital- 
zinsen Fr. 1,216,423.50, insgesamt Fr. 3,209,457.35. 

Die Rechnung erzeigt, dass die verfügbaren 
Mittel der Versicherungsanstalt Ende 1927 Franken 
26,188,203.90 betrugen gegen Fr. 23,812.373.45 Ende 
1926. Die Kapitalzinsen, die im Vorjiahre Franken 
913,189.80 ausmachten, haben nun die Million er- 
heblich überschritten. Inbezug auf das versiche- 
rungstechnisch erforderliche Deckungskapital (Fran- 
ken 26,148,070.35) kann der Bericht erklären, dass 
es durch die verfügbaren Mittel der Anstalt ge- 
nügend gedeckt ist, wenn man von der den Be- 
rechnungen zugrunde liegenden Annahme ausgeht, 
dass alle versicherten Personen bei Erreichen des 
63. Altersjahres wegen Invalidität pensioniert 
werden. 

Trotz der Beseitigung des versicherungstech- 
nischen Defizits und der nunmehr befriedigenden 
gegenwärtigen Situation der Versicherungsanstalt 
wollen die Behörden alle Beteiligten davon über- 
zeugen, dass sie des ernstesten auf die zukünftige 
Sicherung bedacht sein müssen. Das im Jahre 1918 
von 60 auf 80 Prozent erhöhte Austrittsgeld soll 
durch Statutenrevision wieder auf den alten An- 
satz herabgesetzt werden. Wenn man sich noch 
daran erinnert, wie angesichts des Defizitgespenstes 
auch an eine Einschränkung der Versicherungs- 
leistungen gedacht werden musste, so darf man froh 
sein, dass mit dieser einen Massnahme das Erfor- 
derliche zur Sicherung der Anstalt getan werden 
kann. Natürlich ist ihre dauernde gute Situation 
nur dadurch herbeizuführen, dass nicht Bean- 
spruchungen eintreten, die geeignet wären, das 
finanzielle Gleichgewicht zu stören. 


Wirtschaitlicher Wochenbericht. 

Seit einiger Zeit kommen aus Russland immer 
wieder Nachrichten über zunehmenden Waren- 
mangel. Auch Waren, die Russland selbst im Ueber- 
fluss erzeugen könnte, wie Butter, Eier, Teigwaren, 
Seife, sollen nur noch in Rationen erhältlich sein, 


wobei die Mitglieder der Genossenschaften doppelte ' 


Rationen erhalten sollen, andere Artikel, wie Stoffe, 
Wollwaren, Kleider, Reis, werden nach einer Zei- 
tungsmeldung nur an die Mitglieder der Genossen- 


schaften abgegeben. Es lässt sich von hier aus nicht 
beurteilen, welche Gründe dieses Vorgehen der rus- 
sischen Regierung verursacht haben, aber man darf 
bezweifeln, ob die Einmischung der Staatsbureau- 
kratie in das Genossenschaftswesen für die rus- 
sischen Genossenschafter ein ungetrübter Segen ist. 
Denn so geschickte Politiker die russischen Macht- 
haber auch sind, so haben sie als Wirtschaftsführer 
bisher kein Glück gehabt, wie der Zustand des 
Landes aufs deutlichste beweist, Sie lassen sich 
offenbar in der Wirtschaftspolitik noch immer zu 
sehr von der Theorie leiten. Es war die Theorie 
des Kommunismus, dass man das Glück der Welt mit 
Leichtigkeit verwirklichen könne, wenn man die 
Produktion im grössten Stile betreibe. Man sah, wie 
der Kapitalismus mit jeder Vergrösserung der Pro- 
duktion eine Verbilligung erzielte, und schloss dar- 
aus, man brauche nur diese Vergrösserung ins Un- 
endliche zu treiben, um die Produktion ins Unendliche 
zu vermehren. Zu diesem Zwecke sollte der Staat 
die Produktion übernehmen, sie zweckmässig in den 
besteingerichteten Fabriken konzentrieren, alle un- 
nützen Spesen ersparen, die der Konkurrenzkampf 
zwischen den einzelnen Produzenten notwendig 
macht und damit eine Verbilligung der Güterpro- 
duktion ohne gleichen erzielen. Darum war die 
Verstaatlichung der Produktionsmittel eigentlich der 
Kern dessen, was die Theoretiker und Gelehrten un- 
ter Sozialismus verstehen wollten, zum mindesten 
war es die wirtschaftliche Hauptreform, die alle 
mehr oder weniger kommunistisch gefärbten Par- 
teien erstrebten. 

Man muss es den heutigen russischen Macht- 
habern zugute halten, dass sie mit aufrichtigem 
Eınst gesucht haben, das kommunistische Ideal in 
die Praxis zu übertragen. Aber es hat offenbar 
nicht den gewünschten Erfolg zehabt. Die Verbilli- 
gung der Waren, die man von der Konzentration der 
gesamten Produktion in den Händen des Staates er- 
wartete, hat sich nicht eingestellt. In Russland sind 
sogar nach zuverlässigem Zeuenis die Industrie- 
waren teurer als im übrigen Europa und diese Teue- 
rung wird nicht durch eine höhere Entlöhnung aus- 
geglichen, vielmehr scheinen auch die Löhne der 
russischen Arbeiter vielfach hinter den Löhnen in 
kapitalistischen Ländern weit zurück zu bleiben. 
Statt Gewinne abzuwerfen, erfordern die Staatsbe- 
triebe meistens Zuschüsse und bringen dadurch den 
Staat aus einer finanziellen Verlegenheit in die an- 
dere. Zudem hat sich der russische Staat selber 
Steine in den Weg geworfen, indem er durch die 
Inflation das Kapital des Landes vernichtete. Um die 
Produktion nach modernen Methoden und mit mo- 
dernen Maschinen einzurichten, braucht man Geld, 
dies ist aber nur schwer und zu hohen Zinssätzen 
aufzutreiben. Der Plan einer Elektrifizierung Russ- 
lands musste daher schon au der Tatsache scheitern. 
dass in Russland das dafür nötige Kapital nicht zu 
finden war. So hapert es in Russland, wie übrigens 
auch in den bürgerlichen Inflationsländern immer 
wieder an allen Ecken und Enden. Der leidige 
Ueberfluss an Geldmangel macht all die schönen 
Pläne für die Rationalisierung der Produktion zu 
Wasser. 

Dies scheint auch die Ursache zu sein, dass sich 
der Gegensatz zwischen Stadt und Land in Russ- 
land immer wieder zeigt. Um die Arbeiter in den 
Staatsbetrieben einigermassen gut entlöhnen zu kön- 
nen, muss der Staat ihre Produkte zu hohen Preisen 
verkaufen, um die hohen Preise halten zu können, 
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muss er an dem Einfuhrmonopol festhalten, das ihm 
gestattet, die ausländischen Waren noch teurer zu 
machen als die inländischen. Aber der arme rus- 
sische Bauer ist meistens ausserstande, die enormen 
Preise für die Industriewaren zu erschwingen und 
sieht sich daher zu chronischem Mangel verurteilt. 
Das heisst in der Praxis, der Bauer wird für seine 
Arbeit zu gering entlohnt, aber er lässt dafür die 
Städter Mangel leiden, da es sich für ihn nicht lolınt, 
seine zu gering bewerteten Produkte im Austausch 
für die allzu teuren Industrieprodukte hinzugeben. 
Anders ist es nicht erklärlich, wie man in Russland 
mit seiner geringen Bevölkerung und seinem frucht- 
baren Boden jetzt wieder an einheimischen Nah- 
rungsmitteln Mangel haben kann. 

Auch mit der Währung scheint es in Russland 
zu hapern. Die Regierung soll die Einfuhr russischer 
Noten nach Russland gänzlich verbieten wollen, in 
der Hoffnung, dass dann die russische Ausfuhr mit 
ausländischem Geld bezahlt werden muss. Es ist 
nicht einzusehen, welchen Vorteil ihr solch eine 
Massnahme bringen soll, wenn sie die Währung sta- 
bil erhalten will. Bei einer stabilen Währung ist das 
russische Geld ebenso gut wie das ausländische, und 
es kann der Regierung völlige gleich sein, ob das 
Ausland seine Käufe mit Rubelnoten oder mit andern 
Noten zahlt. Anders liegt es freilich, wenn das rus- 
sische Geld im Inland nicht so viel gilt wie das aus- 
ländische, aber leider ist in solchem Falle das Ver- 
bot der Einfuhr russischer Noten praktisch fast un- 
durchführbar, denn nichts lässt sich leichter schmug- 
geln als das Papiergeld. Es genügt nicht nur, Ver- 
bote zu erlassen, man muss auch dafür sorgen, dass 
die Verbote nicht übertreten werden, wenn man 
aber Verbote erlässt, die leicht übertreten werden 
können und deren Uebertretung grossen Gewinn 
bringt, dann müssten die Menschen Engel sein, wenn 
sie das Verbot halten wollten. An solchen Ideal- 
menschen dürfte auch Russland zurzeit noch keinen 
Ueberfluss haben. 


Aus der Praxis 


Entschädigungspflicht für Stillegung gemieteter 
Verkaufslokale. 


Sch. Auf Klage von Hausbesitzern sind schon 
Mieter von Ladenlokalitäten zu Entschädigung an 
den Vermieter verurteilt worden, wenn sie während 
der Vertragsdauer das gemietete Ladenlokal nicht 
mehr als solches benützten, sondern zeschlossen 
hielten. Diese Gerichtspraxis hat letzthin Veranlas- 
sung gegeben, dass ein Verbandsverein um Schaden- 
ersatz belangt wurde, weil er in einem Haus, in dem 
er eine Bäckerei nebst Verkaufslokal gemietet hatte, 
aus Gründen mangelnder Rendite das Verkaufslokal 
geschlossen und den Brotverkauf in den nahe gele- 
genen Hauptladen verlegt hatte. Dieser Streitfall 
konnte dann durch Vergleich beigelegt werden, da 
der Verbandsverein gegen den klagenden Hauseigen- 
tümer eine Gegenforderung hatte, ohne dass der 
Verbandsverein für die Stillerung des Ladens eine 
Entschädigung gewährte. Dagegen möge dieser Fall 
den Verwaltungen der Verbandsvereine zur Berück- 
sichtigung in dem Sinne empfohlen sein, dass sie vor- 
sichtshalber bei Abschluss von Mietverträgen, spe- 
ziell von langfristigen, von vornherein eine Ent- 


schädigungspflicht für allfällige Ausserbetriebsetzung 
eines Verkaufslokals während der Vertragsdauer 


ablehnen. Andernfalls dürften eventuell auch solche 
Forderungen resp. Klagen zu gewärtigen sein, 

Eine andere Frage ist nun allerdings die, ob an- 
gesichts der Eigenart der konsumgenossenschaft- 
lichen Vermittlungstätigkeit eine solche Entschädigung 
mit Recht gefordert werden kann oder vom Richter 
zugesprochen werden darf. In dem oben erwähnten 
Fall. der Anlass zu vorliegenden Ausführungen ze- 
geben hat, haben wir den Standpunkt vertreten, dass 
die vom Anwalt des Hauseigentümers angezorene 
Gerichtspraxis auf einer unrichtigen Auslegung des 
Gesetzes beruhe, dass die modernen Wirtschafts- 
verhältnisse die Stilleeung eines Verkaufslokals oft 
direkt zur Notwendigkeit machen, und endlich als 
Haupteinwand, dass die Eigenart der konsumgenos- 
senschaftlichen Tätigkeit einem von einer Konsum- 
genossenschaft gemieteten Verkaufslokal keinerlei 
Kundschaft garantiere, dass die «Kundschaft» eines 
Konsumladens nicht an das Ladenlokal, sondern an 
die Mitgliedschaft gebunden sei. Wenn ein Konsum- 
verein sein Ladenlokal verlege, so existiere für das 
bisher benützte Verkaufslokal gar keine Kundschaft 
mehr. Man kann auch in grösseren Ortschaften, wo 
solche Verlegungen hie und da verkommen, konsta- 
tieren, dass, wenn ein Konsumverein das betr. Laden- 
lokal wechselt, dasselbe nachher entweder nicht 
mehr als Ladenlokal verwendet wird, oder dann für 
eine andere Branche, weil ein Konkurrenzunter- 
nehmen in den gleichen Artikeln im betreffenden 
Verkaufslokal seine Rechnung nicht finden kann. 

Ob gegebenenfalls die Gerichte diese unseres 
Erachtens zutrefiende Auffassung schützen werden. 
ist allerdings nicht sicher und darum wird es nichts 
schaden, wenn schon bei Abschluss von Mietverträ- 
gen vorsichtshalber auf eine solche Eventualität 
Rücksicht genommen wird. 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskommission 
vom 17. und 21. Februar 1928. 


l. Der Societ& coop. de consommation Chezard- 
St-Martin ist zu dem am 19. Februar 1928 stattfinden- 
den Jubiläum des 25-jährigen Bestehens ein Glück- 
wunschschreiben zugesandt worden. 

2. Den Statutenrevisionen der Verbandsvereine 
in Balerna und Erlinsbach wird zugestimmt. 

3. Von einem Verbandsverein ist die Anregung 
gemacht worden, der V.S.K. solle sogenannte «Saal- 
abzeichen» für Anlässe aller Art (Vereinsversamm- 
lungen, Teeabende etc.) liefern, wie solches von Pri- 
vatfirmen durchgeführt werde. 

Die Verwaltungskommission weist darauf hin, 
dass der V.S.K. schon seit Jahren silberne Fest- 
abzeichen mit der Verbandsmarke, hübsch und gefäl- 
lig ausgefertigt, abgibt, die sich nicht nur als Fest- 
abzeichen, sondern nachher auch ganz besonders als 
Broschen für die Frauenwelt und als Manschetten- 
knöpfe für Herren eignen. Die Abteilung für Mer- 
ceriewaren ist in der Lage, diese Festabzeichen in 
grösseren Quantitäten zu liefern. Vereine, die sich 
dafür interessieren, belieben der Abteilung ihre Be- 
stellungen direkt zu überweisen. 

4. Der Kreisverband VI des V.S.K. berichtet, 
dass die diesiährige Frühiahrskonferenz auf Sonntag, 
den 13. Mai 1928, in Erstfeld angesetzt worden sei. 

5. Die Kreisverbände VII und IXa übermitteln 
ihre Jahresrechnungen pro 1927. Die Zentralbuch- 


9” 


haltung des V.S.K. wird angewiesen, den Jahres- 
beitrag des V.S.K. pro 1928 diesen beiden Kreis- 
verbänden zu überweisen. 


l. Die Verbandsvereine werden darauf aufmerk- 
sam gemacht, dass Montag, den 27. Februar 1928, 
und Mittwoch, den 29. Februar 1928 jeweilen nach- 
mittags die Betriebe des V.S.K. in Basel und Prat- 
teln, sowie der Zweckgenossenschaften in Basel 
wegen der Basler Fastnacht geschlossen sind, 

2. Einer Statutenrevision des Konsumvereins 
Netstal wird zugestimmt. 

3. Der Kreisverband II des V.S.K. (Neuenburg 
und Berner-Jura) hat seine diesjährigen Kreiskonfe- 
renzen auf den 13. Mai 1928, sowie auf den 14. Ok- 
tober 1928 angesetzt. Die Frühjahrskonferenz findet 
in La Chaux-de-Fonds statt. 

Die Kreiskonferenz des Kreisverbandes Illa 
(Bern) wird am 22. April 1928 in Lyss und die Kreis- 
konferenz des Kreisverbandes IV (Solothurn, Basel- 
land und Baselstadt) am 29. April 1928 in Mümliswil 
abgehalten. 

4. Die Verbandsvereine des Kreises I und II des 
V.S.K. werden ersucht, um Irrtümer und vermehrte 
Postspesen zu vermeiden, ihre Korrespondenzen be- 
tıeffend den Vertreter der Treuhandabteilung in 
Lausanne, zu adressieren an Herrn R. Steudler, 
Case gare, Lausanne. 


Genossenschaft für Möbelvermittlung 


EINLADUNG 


zur 


10. Generalversammlung 
auf 
Freitag, den 2. März 1928, abends 7'"2 Uhr, in das 
Verwaltungsgebäude desVerbandes sch weiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.), Thiersteinerallee 14 in Basel. 


TRAKTANDEN: 
l. Protokoll der Generalversammlung vom 6. März 
1927. 
2. Jahresbericht 
zember 1927. 
3. Wahıl des Verwaltungsrates. 
4. Wahl der Revisoren (Kontrollstelle). 


und Jahresrechnung 3l. De- 


pro 


Schweiz. Genossenschalt für Gemüsebau ($.6.6.) 


Einladung 


zur 


X. Generalversammlung 


Samstag, den 24. März 1928, vorm. 9" Uhr, im Ver- 


waltungsgebäude des V.S.K., Thiersteinerallee 14 


in Basel. 


TRAKTANDEN: 
l. Protokoll der neunten Generalversammlung vom 
26. März 1927. 
2. Jahresbericht 
zember 1927. 
3. Wahl des Verwaltungsrates. 
4. Wahl der Kontrollstelle (zwei 
soren und ein Ersatzmann). 


und Jahresrechnung pro 31. De- 


Rechnungsrevi- 


SCHWEIZ. KONSUM -VEREIN 


No. 8 


Konzentration 
der Kaufkraft 
der Konsumenten 


ist das Prinzip der Konsumgenossenschaften. 
Die Käufer bilden die stärkste wirtschaftliche 
Macht, wenn sie organisiert sind. Für 138 Mil- 
lionen Franken Waren wurden im Jahre 1927 
vom Verband schweiz. Konsumvereine um- 
gesetzt. Ein Vergleich mit dem Vorjahr zeigt 
das stetige Anwachsen des Geschäftsverkehrs, 
der die täglichen Bedürfnisse der einzelnen 
Gienossenschafter zu vorteilhaften Bedingungen 
befriedigt. Zum günstigen Einkauf und zur 
Verteilung dieser riesigen Warenmengen bedarf 
es bedeutender finanzieller Mittel. Je grösser 
diese sind, um so billiger und reibungsloser 
vollzieht sich der genossenschaftliche Waren- 
verkehr. Der Kreislauf des genossenschaft- 
lichen Wirtschaftslebens ist erst dann vollendet, 
wenn die darin umlaufenden Güter durch die 
(ielder der Genossenschafter in Bewegung ge- 
setzt werden. Die unbedingt erforderliche Er- 
eänzung der Konzentration der Kaufkraft der 
Konsumenten bildet die 


Konzentration des 
genossenschaftlichen 
Sparvermögens 


bei der 


Bank der Genossenschaflen und Gewerkschaften 


67 Aeschenvorstadtt 7 BASEL / Telephon: Safran 48.04 
Postcheck-Konto V 8888 


Genossenschafllicher Arbeitsmarkt 


Angebot. 


erheirateter, tüchtiger, kautionsfähiger Konsumbäcker 
(-Konditor) sucht Stelle in Konsumverein. Würde event. 
mit seiner Frau (frühere Konsumverkäuferin) ein Depot über- 
nehmen. Antritt nach Uebereinkunft. Ofterten erbeten an 
Herrn Fritz Gerber, Wegastrasse I, Neu-Allschwil. 
| ker Mann, verheiratet, vom Lande stammend, wünscht Stelle 
in einer Genossenschaft als Spediteur, Magaziner oder 
Milchführer. Er würde sich jeder Arbeit willig unterziehen, 
da ihm die Fabrikarbeit zu eintönig ist und seine Kräfte nicht 
genug in Anspruch nimmt. Offerten an die Allgem. Konsum- 
genossenschaft Schaffhausen. 


Jess; tüchtiger, selbständiger, solider, verheirateter Bäcker 
sucht auf 1. März oder April bleibende Stelle als Oberbäcker 
oder auch als selbständig. Offerten an Engelbert Rickli- 
Mettler, Oberbäcker, Schwyz. 


[ @dentochter, 21 Jahre alt, mit gut abgeschlossener, ein- 
jähriger Lehrpraxis, sucht auf 15. April Stelle in einem 
Konsumverein. fferten mit Lohnangabe unter Chiffre F. D. 
34 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


I" suche für meine Tochter, 18 Jahre alt, kommenden Früh- 
ling die Handelsschule in Lausanne verlassend, eine Stelle 
in einem Verbandsverein der deutschen Schweiz für Bureau 
und Laden, damit sie sich in der deutschen Sprache weiter 
ausbilden kann. Zeugnisse und Referenzen stehen zu Diensten. 
Bitte Offerten an Herrn Gustave Charles, Präsident der Societ& 
coop. de consommation „l’Economie“ in Orbe, Waadt, zu richten. 


Redaktionsschluss: 23. Februar 1928. 


Buchdruckerei des Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 


